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1 Vorbemerkungen  

1.1 Veranlassung und Planziel  

Das Grundstück des ehem. Sägewerks im Bereich Dörfelsweg / Reiskirchener Straße soll einer Umnut-
zung zugeführt werden. Im Mittelpunkt steht hier die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine Wohnbebauung. Die Planung und Umsetzung erfolgt durch die Wengerter Massivhaus GmbH, 
Klingenberg, als Vorhabenträger.  

Nördlich des Gebietes grenzen unmittelbar ein Mischgebiet (Wohnen und ein Autohändler), im Südwes-
ten der Krebsbach und im Westen ein Neubaugebiet an. 

Abb. 1: Luftbild, genordet ohne Maßstab 

 
Quelle: Gemeinde Buseck 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt als vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 Abs. 
3a BauGB in Verbindung mit einem Vorhaben- und Erschließungsplan sowie einem Durchführungsver-
trag, der zwischen der Gemeinde Buseck und dem Vorhabenträger geschlossen wird. 

Der künftige Bauherr (Vorhabenträger) hat dementsprechend bei der Gemeinde Buseck einen Antrag auf 
Durchführung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemäß § 12 Baugesetzbuch (BauGB) gestellt. 

Über den Antrag hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Buseck gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der Sit-
zung am 17.12.2019 nach pflichtgemäßem Ermessen entschieden. Parallel dazu wurde der Aufstellungs-
beschluss zum Bebauungsplan „Dörfelsweg / Reiskirchener Straße“ gefasst (§ 2 Abs. 1 BauGB i.V. mit § 
12 Abs. 3 a BauGB), in dem auch das geplante Vorhaben dargestellt ist. Der Aufstellungsbeschluss 
wurde in der Sitzung am 09.09.2021 wiederholt und der Entwurfs- und Offenlagebeschluss gefasst. 

Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, zu denen sich der Vorhabenträger im Durchführungs-
vertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen Durchfüh-
rungsvertrags sind zulässig. (§ 9 Abs. 2 BauGB). 

Planziel ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebiets i.S. § 4 BauNVO.  
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1.2 Räumlicher Geltungsbereich  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst in der Gemeinde Buseck, Gemarkung Beu-
ern Flur 16, Flurstück Nr. 37/ 1, welches die Fläche des ehemaligen Sägewerks beinhaltet.  

 

Abb. 2: Geltungsbereich 

 

 
genordet, ohne Maßstab 

 

Der räumliche Geltungsbereich wird im Einzelnen wie folgt begrenzt:  

• Norden: Mischgebiet  

• Westen: Dörfelsweg, jenseits des Dörfelsweg befindet sich im nördlichen Teil ein Mischgebiet und 
im südlichen Teil ein Allgemeines Wohngebiet 

• Süden: Krebsbach (verrohrt) und landwirtschaftlich genutzte Flächen 

• Osten: Reiskirchener Straße (L3129), Krebsbach, jenseits der Reiskirchener Straße befindet sich 
im nördlichen Teil ein Mischgebiet und im südlichen Teil ein Allgemeines Wohngebiet  

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst rd. 4.974 m². Zur Ausweisung gelangen 
ein Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) und Verkehrsflächen. 

 

Der räumliche Geltungsbereich entspricht dem Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP). 

 

Die Gesamtfläche wird zum 2. Entwurf hin zweigeteilt und zwar in Baufläche A + B. Hintergrund dieser 
Aufteilung ist die Integration einer aufschiebend Bedingten Festsetzung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) die be-

Baufläche A 

Baufläche B 
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sagt, dass in dem mit Baufläche B bezeichneten Bereich sowohl eine Erschließung als auch eine Bebau-
ung erst zulässig sind, wenn alle artenschutzrechtlichen Belange, die sich durch die tierökologischen Un-
tersuchungen in der Vegetationsperiode 2021 ergeben, in Abstimmung mit der zuständigen Fachbehörde 
geklärt sind. Die Vorgabe wurde in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde in die Textlichen 
Festsetzungen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 3.17 aufgenommen (Ziffer A 9). 

 

1.3 Übergeordnete Planungen  

1.3.1 Vorbereitende Bauleitplanung 

Das Plangebiet ist im Regionalplan Mittelhessen 2010 als „Vorranggebiet Siedlung Bestand“ dargestellt. 
Direkt angrenzend und im Südosten kleinsträumig in den räumlichen Geltungsbereich hineinragend sind 
ein Vorranggebiet für vorbeugenden Hochwasserschutz und ein Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft dar-
gestellt.  

 

Abb. 3: Gemeinde Buseck im Regionalplan Mittelhessen 2010, genordet ohne Maßstab 

 
 Quelle: Regierungspräsidium Gießen  

     Lage des Plangebiets 

 

1.3.2 Vorbereitende Bauleitplanung  

Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan der Gemeinde Buseck als „Mischbauflächen – Bestand“ dar-
gestellt. Bei einem Bebauungsplan nach § 13b BauGB kann der Flächennutzungsplan im Wege der Be-
richtigung angepasst werden. 

 

 

Plangebiet 
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Abb. 4: Auszug a.d. Flächennutzungsplan der Gemeinde Buseck (2005), genordet ohne Maßstab 

 
      Lage des Plangebietes 

 

 

1.3.3 Verbindliche Bauleitplanung  

Für einen Teil des räumlichen Geltungsbereichs des hier in Rede stehenden Bebauungsplans gilt der ein-
fache Bebauungsplan Nr. 3.3 „Ortslage Beuern“. Mit Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans werden für seinen Geltungsbereich die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 3.3 
„Ortslage Beuern“ (1994) ersetzt.  

 

Für den südlichen Teil des Geltungsbereiches gibt es keinen Bebauungsplan. Der Vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr. 3.17„Dörfelsweg/ Reiskirchener Straße“ schafft damit erstmals Baurecht für diese 
Fläche. 
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Abb. 5: Bebauungsplans Nr. 3.3 „Ortslage Beuern“, genordet ohne Maßstab 

 
         Räumlicher Geltungsbereich 

 

 

1.3.4 Fachplanungen, Landschaftsschutzgebiete 

Durch das Vorhaben kommt es zu keiner Flächenbeanspruchung oder Beeinträchtigung von Gebieten 
gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete und/oder europäischen Vogelschutzgebieten). 

 

1.4 Bestand und städtebauliche Rahmenbedingungen 

1.4.1 Topografie 

Das Plangebiet ist relativ eben und liegt bei ca. 230 m ü NN.  

 

1.4.2 Heutige Nutzungen und Baustruktur 

Auf dem Plangebiet befindet sich das ehemalige Sägewerk (Stilllegung in 2006) und ein Schotterweg, der 
den Geltungsbereich in Ost-West Richtung durchquert sowie verschiedene Lagerflächen für Baufahr-
zeuge und -geräte. Bis auf mehrere abgängige Schuppen ist keine Bebauung vorhanden.  
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Fotos 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 6:  Blick ins Plangebiet aus Nordosten entlang 
des Schotterweges 

Abb. 7: Reiskirchener Straße (L3129), Brücke über 
Krebsbach 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 8: Plangebiet entlang L3129 Abb. 9: Schotterweg u. Schuppen im Plangebiet 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 10: Angrenzende Bebauung im Norden Abb. 11: Blick ins Plangebiet von Nordwesten 

Eigene Fotos: 01/2020 

 

1.4.3 Verkehrliche Einbindung 

Beuern verfügt mit dem in unmittelbarer Nähe befindlichen Reiskirchener Kreuz (Anschlussstelle A5 – 
A480) über einen sehr guten überregional angebundenen Verkehrsknotenpunkt.  

Der nächstgelegene Bahnhof befindet sich in Großen-Buseck ca. 5 km vom Plangebiet entfernt. Hier ver-
kehrt die Regionalbahn (RB 45) von Gießen nach Alsfeld. 
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Anbindung des Plangebiets an das Straßennetz 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets muss hergestellt werden. Ein Anschluss an die Reiskir-
chener Straße (L 3129) im Osten und den Dörfelsweg im Westen ist grundsätzlich möglich.  

Die im Osten geplante Anbindung an die Reiskirchener Straße grenzt an die Überführung der L 3129 
über den Krebsbach. Durch die Umsetzung darf sich keine Gefährdung für die Standsicherheit der Lan-
desstraße, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowie die Funktion und die Erhaltung der Brücke 
ergeben. Unterhaltungs- und Erneuerungsarbeiten müssen ohne wesentliche Einschränkungen oder Er-
schwernisse möglich bleiben (HessenMobil, Stellungnahme vom 23.07.2020). Die abschließende Geneh-
migung obliegt der Straßenverkehrsbehörde der Gemeinde Buseck. 

 

Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)  

Das Plangebiet verfügt über eine direkte Anbindung an den ÖPNV (Linie GI25 + GI26), welche sich in ca. 
150 m Entfernung in der Untergasse befindet. 

 

Abb. 12: ÖPNV-Einbindung des Plangebietes, genordet ohne Maßstab 

 
Quelle: www.öpnvkarte.de; Stand 20.01.2020 

        Geltungsbereich 

 

1.4.4 Besitz und Eigentumsverhältnisse 

Alle Flächen im Plangebiet sind verfügbar. Ein entsprechender Optionsvertrag wurde abgeschlossen. 
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1.5 Innenentwicklung und Bodenschutz  

Das Baugesetzbuch wurde mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden 
zu stärken (durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548)). Der Vorrang der Innenent-
wicklung zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von Flächen ist insofern ausdrücklich als ein Ziel 
der Bauleitplanung bestimmt worden. Die städtebauliche Entwicklung soll nun vorrangig durch Maßnah-
men der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 Abs. 5 BauGB).  
 
In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach § 1a 
Abs. 2 BauGB in Satz 4 folgendes bestimmt:  
 

Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll be-
gründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde 
gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 
Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

 

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, dass 
die Kommune Bemühungen unternommen hat, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen zunächst die 
Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.  

 

Die ehemals im Eigentum der Gemeinde Buseck befindlichen Grundstücke „An der Hohl“ sind allesamt 
vermarktet und zwar mit der Voraussetzung, dass der Baubeginn in zwei Jahren und die Fertigstellung in 
vier Jahren nach Erwerb erfolgen muss. In den letzten ca. zwei Jahren haben sich die Baulücken in Beu-
ern gefühlt halbiert, da zudem eine Vielzahl an privaten „Enkelgrundstücken“ den Eigentümer gewechselt 
haben und hier neue Häuser entstanden sind. Die verbleibenden Bau- und Entwicklungsgrundstücke sind 
in privater Hand und entziehen sich somit der direkten Einflussnahme durch die Gemeinde Buseck.  

Weitere Flächen im Innenbereich, die entwickelt werden könnten gibt es außer der hier in Rede stehenden 
Fläche keine. Auch die bislang baulich nicht genutzten Flächen sind im Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Buseck als Mischbauflächen-Bestand dargestellt. 

Bei dem hier in Rede stehenden Plangebiet handelt es sich größtenteils um ein seit 2006 brach liegendes 
ehemaliges Sägewerk, welches eine Umnutzung und eine damit einhergehende Aufwertung des Gebie-
tes als Allgemeines Wohngebiet erfahren soll. Neben der Fläche des ehemaligen Sägewerks soll die süd-
lich angrenzende landwirtschaftlich genutzte Fläche in die Planung einbezogen werden. Die Flächen be-
finden sich beide im Eigentum der Nachfolger des Sägewerks. Diese Flächen wurden am Markt angebo-
ten und der hier in Rede stehende Vorhabenträger hat sein Interesse bekundet, eine Planung erstellt und 
einen Antrag auf Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans bei der Gemeinde Buseck ge-
stellt. Über den Antrag hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Buseck gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in 
der Sitzung am 17.12.2019 nach pflichtgemäßem Ermessen entschieden. Parallel dazu wurde der Auf-
stellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 3.17 „Dörfelsweg / Reiskirchener Straße“ gefasst (§ 2 Abs. 1 
BauGB i.V. mit § 12 Abs. 3 a BauGB), in dem auch das geplante Vorhaben dargestellt ist.  

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan entspricht insofern den Vorgaben des Baugesetzbuches, Bebau-
ungspläne vorzugsweise im Innenbereich und auf vormals anderweitig genutzten Flächen aufzustellen. 
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1.6 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 3.17 „Dörfelsweg/ Reiskirchener Straße“ erfolgt im beschleunig-
ten Verfahren gemäß § 13b BauGB. Ein beschleunigtes Verfahren kann angewandt werden, wenn es der 
Wiedernutzbarmachung innerstädtischer Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der 
Innenentwicklung dient. Die allgemeinen Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Verfahren 
sind gegeben, da mit der Planung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine städtebauliche Ent-
wicklung und Nachverdichtung als Maßnahme der Innenentwicklung geschaffen werden. 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um die Fläche des ehemaligen Sägewerks, welche von drei Seiten an 
im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließt. Für Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne 
des § 13a Absatz 1 Satz 2 von weniger als 10.000 m², durch die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf 
Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen, gilt gemäß § 13b 
BauGB § 13a BauGB entsprechend.1  

Die Grundfläche des Geltungsbereiches beträgt mit ca. 2.209 m² (5.523 m² (WA) x 0,4 (GRZ)) weniger 
als 10.000 m², sodass die Aufstellung des Bebauungsplanes unter Einbeziehung von Außenbereichsflä-
chen in das beschleunigte Verfahren nach § 13b des Baugesetzbuches erfolgen soll. 

Das Verfahren nach § 13a (bzw. § 13b) BauGB ist darüber hinaus in den Fällen des § 13a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 BauGB nur zulässig, wenn eine Grundfläche von 20.000 m² nicht überschritten wird und wenn der 
Bebauungsplan kein Vorhaben vorbereitet, für das die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach dem UVPG besteht. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn An-
haltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele oder des Schutzzwecks der Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und der europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes bestehen. Ein UVP-pflichtiges Vorhaben wird nicht vorbereitet und Schutzgebiete i. S. d. 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB werden ebenfalls nicht beeinträchtigt. Störfallbetriebe sind ebenfalls nicht in der 
Nähe, so dass keine Anhaltspunkte für die sich hieraus ergebenden Pflichten zur Vermeidung oder Be-
grenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen gem. § 50 BImSchG – Störfallanlage - bestehen. 

 

Im beschleunigten Verfahren gelten nach § 13 a Abs. 2 Nr.1 BauGB die Vorschriften des vereinfachten 
Verfahrens nach § 13 Abs. 3 BauGB entsprechend. Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 BauGB abgesehen, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie von der 
Durchführung eines Monitorings nach 4c BauGB. 

 
1 Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren gemäß § 13b 
BauGB. § 13b BauGB regelt die Aufstellung von Bebauungsplänen zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen in 
das beschleunigte Verfahren. Ziel der Regelung ist es, den Kommunen das Ausweisen von Wohnbauflächen zu er-
leichtern und die Schaffung neuen Wohnraums zu beschleunigen. Der Aufstellungsbeschluss war bis zum 
31.12.2019, der Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 ist bis zum 31. Dezember 2021 zu fassen. Der Bundestag hat 
am Freitag, 7. Mai 2021 das Baulandmobilisierungsgesetz beschlossen, am 28.05.2021 wurde das Gesetz ebenfalls 
durch den Bundesrat beschlossen. Der § 13b BauGB wurde befristet bis zum 31. Dezember 2022 bzw. 2024 wieder 
in Kraft gesetzt. 

Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans nach Satz 1 kann nur bis zum 31. Dezember 2022 förmlich 
eingeleitet werden; der Satzungsbeschluss nach § 10 Absatz 1 ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 zu fassen. 

Ob wie in diesem Fall bereits begonnene Verfahren nach § 13b „alt“, die nicht bis Ende 2021 abgeschlossen werden 
können, im Rahmen der Verlängerungsklausel weitergeführt werden können, wird kontrovers diskutiert.  

Die Gemeinde Buseck hat insofern vorsorglich den Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB) in der Sitzung am 
09.09.2021 erneuert und den Beschluss vom 19.12.2019 aufgehoben. Parallel hierzu wurde der Entwurfs- und Offen-
lagebeschluss zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 3.17 „Dörfelsweg / Reiskirchener Straße“ gefasst. 



Gemeinde Buseck, Ortsteil Beuern, Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3.17 „Dörfelsweg / Reiskirchener Straße“ 13 

PlanES, 35392 Gießen – 03/2022 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 zudem Eingriffe, die auf-
grund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 
BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig, sodass ein Ausgleich vorliegend nicht 
erforderlich ist. Entsprechend entfällt für Bebauungspläne, die in einem Verfahren nach § 13, 13a oder 
13b BauGB aufgestellt wurden – über die sich aus dem Stand der Technik und den allgemeinen Anforde-
rungen an die Eingriffsminimierung im Vollzug ergebenden Erfordernisse hinaus – die Verpflichtung zur 
Bewertung, Bilanzierung und zum Ausgleich von Eingriffen, sofern diese allein der Eingriffsregelung un-
terliegen. 

Die im § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege sind gleichwohl sorgfältig zu erheben und abzuwägen. Hierzu wurde ein 
Umweltplanerischer Fachbeitrag sowie ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt.  
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte durch Auslegung des Bebauungsplan-Entwurfs nebst Begründung 
nach § 3 Abs. 2 BauGB, den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB zeitgleich zur Öffentlichkeitsbeteiligung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
 
Während der förmlichen Entwurfsoffenlage (§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB) wurden Anregungen ins-
besondere die Themen Arten- und Naturschutz sowie den Gewässerschutz einschl. Überschwemmungs-
gebiet sowie die Verkehrserschließung betreffend vorgetragen. Während und nach der formalen Offen-
lage fanden Gespräche insbesondere mit den von der Planung betroffenen Untere Naturschutzbehörde, 
Untere Wasserbehörde und HessenMobil statt. Aus der Öffentlichkeit wurden keine Anregungen vorge-
tragen.  

Diese nunmehr breitflächig abgestimmte Planung weicht jedoch sowohl inhaltlich als auch redaktionell in 
einigen Aspekten von der Entwurfsfassung ab. Diese Fortschreibungen sollten formal in das Verfahren 
eingebracht werden. 

 

Der 2. Entwurf umfasst im Wesentlichen folgende Änderungen: 

• Modifikation der Anbindung an die Reiskirchener Straße, 
• Anpassung der überbaubaren Grundstücksfläche im Norden (s.o.), 
• Rücknahme der überbaubaren Grundstücksflächen im Süden auf 10m Gewässerrandabstand, 
• Integration einer aufschiebend bedingten Festsetzung zur Inanspruchnahme des südlichen 

Grundstücks als 2. Bauabschnitt aus Artenschutzrechtlichen Gründen, 
• Rücknahme der festgesetzten Geschossflächenzahl auf GFZ = 0,7, 
• Integration der seitens der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange vorgetragenen 

Hinweise in die Planunterlagen. 
• Baufeldweise Konkretisierung der Festsetzung der Unteren Bezugspunkte zur Ermittlung der 

max. zulässigen Gebäudehöhen. 
• Rücknahme des räumlichen Geltungsbereichs um den Bereich des Gewässerrandabstands 

 

Der Bebauungsplan wird mit den o.g. sich aus den bisherigen Beteiligungsverfahren bzw. Beschlüssen 
der Gemeindevertretung ergebenden Änderungen und Ergänzungen (erneut) gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich ausgelegt parallel hiervon erfolgt die (erneute) Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB). 
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2 Städtebauliche und planerische Konzeption  

Wohnen in der Gemeinde Buseck und auch im Ortsteil Beuern ist aufgrund der guten verkehrlichen An-
bindung an das nahegelegene Reiskirchener Kreuz, die Nähe zur Universitätsstadt Gießen (ca. 14 km) 
und zur Natur insbesondere für junge Familien interessant.  
 
Das städtebauliche Konzept der Wengerter Massivhaus GmbH sieht auf der rd. 5.500 m² umfassenden 
Fläche eine Einzel- bzw. Doppelhausbebauung sowie einer Hausgruppe mit insgesamt 17 Baugrundstü-
cken und der erforderlichen inneren Erschließung vor. Die Grundstücke mit Grundstücksgrößen von ca. 
173 bis 311 m² sind für eine Ein- oder Zweifamilienhausbebauung bzw. Doppelhaushälften mit bis zu 
zweigeschossiger Bauweise geeignet. Die Grundstücke mit einer Grundstücksgröße von 128 m² bis 311 
m² sind für eine Hausgruppe ebenfalls üblich. 
 
Abb. 13: Lageplan - Entwurf, Stand 08/2021 

 
Quelle: Jünger + Logar Architektin und Diplom-Ingenieure, genordet, ohne Maßstab 

 

Der Vorhabenträger plant die Bebauung mit sechs Einfamilienhäusern, acht Doppelhaushälften und drei 
Reihenhäusern mit jeweils maximal zwei Wohneinheiten und den erforderlichen Stellplätzen und mögli-
chen Garagen/ Carports pro Haus. Bei Doppelhäusern zählt jede Haushälfte, bei jeder Hausgruppe jede 
Hauseinheit als Wohngebäude. Zentral ist eine Technikzentrale vorgesehen, auf deren Dach ein Freisitz 
geplant ist. 

 

Die Umsetzung des Baugebiets Nr. 3.4 „Dörfelsweg/Reiskirchener Straße“ findet in zwei getrennten Bau-
abschnitten statt. Zuerst soll der Bereich der Baufläche A (Wohneinheiten 1 – 12) umgesetzt werden. Zu 
einem späteren Zeitpunkt (nach Eintritt der aufschiebenden Bedingung (vgl. TF A9)) wird die Teilfläche B 
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(Wohneinheiten 13 – 17) umgesetzt. Aufgrund der verzögerten Umsetzung der Baufläche B soll die Nie-
derschlagsentwässerung der Fläche A so ausgeführt werden, dass die Entwässerung im Nachhinein an 
das geplante System angeschlossen werden kann. 

 

Die Entwässerung der genannten Erschließung erfolgt im Trennsystem. Das Oberflächenwasser soll über 
Hausanschlüsse und Straßeneinläufe abgeleitet und durch Stauraumkanäle zurückgehalten werden. An-
schließend wird es über eine Drossel mit einer Drosselwassermenge von 3 l/(s×ha) in den Krebsbach 
eingeleitet. 

 

Das anfallende Schmutzwasser wird über zwei getrennte Sammelleitungen abgeleitet und im Westen und 
Süden an den vorhandenen Mischwasserkanal angeschlossen. Dieser leitet das Mischwasser zur Kläran-
lage Gießen, wo es nach den gesetzlichen Anforderungen gereinigt wird.2 

 

 

Abb. 14: Visualisierung des geplanten Baugebiets 

 
Quelle: Wengerter Massivhaus GmbH, Pixogon 

 

 
2 Auszug aus dem „Antrag auf Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlagswasser in das Gewässer Krebsbach“, Erläu-
terungsbericht / Technische Berechnungen, Planstand: Januar 2021 Zick-Hessler Ingenieure, 35435 Wettenberg-Kro-
fdorf, sowie Variantenvergleich Abwasserableitung „Dörfelsweg 3“, ZH-Ingenieure, Mai 2021 
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Quelle: Wengerter Massivhaus GmbH, Pixogon 

 
 

Abb. 15: Einzelhaus: Grundriss EG und Ansicht Typ Classic 148; ohne Maßstab 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Quelle: Wengerter Massivhaus GmbH und Jünger + Logar Architektin und Diplom-Ingenieure 
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Abb. 16: Doppelhaus: Grundriss EG / Ansicht Typ Classic 141; ohne Maßstab 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Abb. 17: Reihenhaus: Grundriss EG Typ Classic 141; ohne Maßstab 
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Abb. 18: Reihenhaus: Ansichten Typ Classic 141; ohne Maßstab 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Wengerter Massivhaus GmbH und Jünger + Logar Architektin und Diplom-Ingenieure 
 
 

Erschließung / Straßenplanung:  

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt durch zwei parallel in West-Ost-Richtung verlaufende Erschlie-
ßungsstraßen, welche als Mischflächen ausgebildet werden. Die beiden Erschließungsstraßen sind in 
Nord-Süd-Richtung durch eine 4,50 m breite Verbindungsstraße verbunden, so dass auch von der südli-
chen Erschließungsstraße eine Durchbindung des Gebietes zur Reiskirchener Straße gegeben ist. Die 
Einmündungsradien der Erschließungsstraßen sind für die Zufahrt von Feuerwehr- und Müllfahrzeuge 
ausgelegt. 

Die Erschließung führt der Vorhabenträger zur Baureifmachung der Grundstücke durch. Sämtliche Er-
schließungsanlagen innerhalb des Vertragsgebietes sollen im Privateigentum verbleiben, d.h. es erfolgt 
keine Übernahme der Erschließungsanlagen innerhalb des Gebietes durch die Gemeinde Betrieb, Unter-
haltung und Verkehrssicherungspflicht verbleiben beim Vorhabenträger. Das Gebiet insgesamt wird je-
doch an das Gemeindenetz entsprechend den Regelungen des zwischen der Gemeinde Buseck und 
dem Vorhabenträger zu schließenden Durchführungsvertrags (DuV) angeschlossen. 

 

Die im Osten geplante Anbindung an die Reiskirchener Straße grenzt an die Überführung der L 3129 
über den Krebsbach. Es wurden parallel zum Aufstellungsverfahren Abstimmungen zwischen dem Ver-
kehrsplaner, HessenMobil und der Gemeinde Buseck durchgeführt um in dieser Fragestellung eine Lö-
sung zu finden. Die Ergebnisse der Abstimmung haben Eingang in den Vorhaben- und Erschließungs-
plan sowie den vorhabenbezogenen Bebauungsplan gefunden.  

Das Brückenbauwerk über den Krebsbach soll nicht tangiert werden. Zur Verbesserung der Sichtverhält-
nisse im Ausfahrtsbereich soll der Holzzaun zum Sägewerkgrundstück zurückgebaut werden, und (im 
Einvernehmen mit der Gemeinde) die Begrüßungstafel vor der Brücke versetzt werden. Das Brückenge-
länder soll erhalten bleiben. Da die Einfahrt innerorts liegt, ist die Verkehrsbehörde der Gemeinde Buseck 
letztendlich für die Genehmigung zuständig. 

Auch diesbezügliche Details werden in dem zwischen der Gemeinde Buseck und dem Vorhabenträger zu 
schließenden Durchführungsvertrags (DuV) geregelt. 
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3 Inhalt und Festsetzungen  

Gemäß § 12 Abs. 1 BauGB können die Gemeinden durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan die 
Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der Grundlage eines mit der Ge-
meinde abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen (Vor-
haben- und Erschließungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durchführung innerhalb einer be-
stimmten Frist und im Rahmen eines Durchführungsvertrages zur Tragung der Planungs- und Erschlie-
ßungskosten ganz oder teilweise verpflichtet. Da es sich vorliegend um ein konkretes Vorhaben handelt 
und es mit dem privaten Bauherrn und Investor auch einen Vorhabenträger gibt, erfolgt die Aufstellung 
des vorliegenden Bebauungsplans als vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB.  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 3.17 „Dörfelsweg/ Reiskirchener Straße“ wird unter Verwen-
dung der bebauungsplanüblichen Festsetzungsmethodik in Inhalt und Form erarbeitet. Dabei wird auf die 
Baunutzungsverordnung ebenso Bezug genommen wie auf die Planzeichenverordnung, wobei § 12 Abs. 
3 Satz 2 BauGB ausdrücklich Abweichungen vom Festsetzungskatalog des § 9 Abs. 1 BauGB und von 
der BauNVO erlaubt, sofern ein bodenrechtlicher Bezug der Festsetzungen gegeben ist. 

Zur Sicherung der angestrebten städtebaulichen Entwicklung und Ordnung sind in Ausführung des § 1 
Abs. 3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Nr. 3.17 „Dörfelsweg/ Reiskirchener Straße“ aufgenommen worden. 

 

3.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Der zum 01.01.2007 neu in den § 12 BauGB aufgenommene Absatz 3a eröffnet die Möglichkeit, im Vor-
haben- und Erschließungsplan eine bauliche oder sonstige Nutzung allgemein, also z.B. durch ein Bau-
gebiet nach BauNVO festzusetzen.  

Der für den Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) unerlässliche Vorhabenbezug wird durch eine hin-
reichend konkrete Bestimmung des geplanten Vorhabens im zwischen der Gemeinde Buseck und dem 
Vorhabenträger zu schließenden Durchführungsvertrag sichergestellt. Da der Durchführungsvertrag und 
der VEP im Gegensatz zum Vorhaben- und Erschließungsplan nicht Bestandteil des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans ist, sich die planungsrechtliche Beurteilung eines Vorhabens aber ausschließlich nach 
dem Bebauungsplan richtet, wird in diesem Fall ein verbindlicher Bezug zu dem im Durchführungsvertrag 
in Verbindung mit dem VEP konkret festgelegten Vorhaben hergestellt. 

 

Hierfür wird folgende Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen: 

Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrages oder der Abschluss eines 
neuen Durchführungsvertrages sind zulässig. 

 

Bei dieser Festsetzung handelt es sich um die Festsetzung der bedingten Zulässigkeit einer Nutzung ge-
mäß § 9 Abs. 2 BauGB. Dabei handelt es sich sowohl um eine aufschiebende als auch um eine auflö-
sende Bedingung. Eine andere als die bisher vereinbarte Nutzung wird erst zulässig, wenn der Durchfüh-
rungsvertrag entsprechend geändert wird. 

Die allgemeine Festsetzung der Nutzung im vorhabenbezogenen Bebauungsplan hat den Vorteil, dass im 
Durchführungsvertrag nicht erfasste und damit (zunächst) unzulässige Nutzungen durch Vertragsände-
rungen zulässig gemacht werden können, ohne dass es einer Änderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans bedarf. 
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Die Änderung des Durchführungsvertrags steht dabei anders als eine Änderung des Bebauungsplans 
nicht unter dem Vorbehalt der städtebaulichen Erforderlichkeit, da die Stadt mit der allgemeinen Festset-
zung der Nutzung bereits entschieden hat, dass alle danach zulässigen Nutzungen grundsätzlich mit ih-
ren städtebaulichen Zielen vereinbar sind. Voraussetzung für eine Änderung des Durchführungsvertrags 
ist in diesen Fällen allein, dass das geänderte oder neue Vorhaben den allgemeinen Festsetzungen des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans entspricht. 

 

3.1.1 Allgemeines Wohngebiet 

Im Plangebiet wird ein Allgemeines Wohngebiet i.S.d. § 4 BauNVO festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete 
dienen gemäß § 4 Abs. 1 BauNVO vorwiegend dem Wohnen. Allgemein zulässig sind: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 
störende Handwerksbetriebe und 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise zugelassen werden können darüber hinaus: 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltungen, 

- Gartenbaubetriebe und 

- Tankstellen 

Hinzu kommen gemäß § 13 BauNVO Räume für freie Berufe (Berufsausübung freiberuflich Tätiger und 
solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben). 

 

Im Allgemeinen Wohngebiet „Dörfelsweg/ Reiskirchener Straße“ werden abweichend von § 4 Abs. 3 
BauNVO die ausnahmsweise zugelassen Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen. Der Aus-
schluss entspricht dem städtebaulichen Ziel, innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches keine Nutzun-
gen planungsrechtlich vorzubereiten, die der angestrebten Standortqualität entgegenstehen oder im Kon-
text der Lage des Plangebietes nicht oder nur bedingt verträglich untergebracht werden können. 

Gartenbaubetriebe erfordern i.d.R. eine große Betriebsfläche (Wohnung bzw. Wohngebäude des Be-
triebsinhabers, Laden, Gewächs- und Treibhäuser und sonstige Nebenanlagen), insbesondere wenn sie 
ihre Erzeugnisse selbst züchten. Auch im Hinblick auf mögliche Verlagerungen derartiger Betriebe und 
der dann anstehenden bodenordnenden Maßnahmen werden Gartenbaubetriebe nicht zugelassen. 

Aktuell befindet sich auf einer innerstädtischen Brachfläche in unmittelbarer Nachbarschaft zum Plange-
biet in der Untergasse eine ehemalige Tankstelle. Es ist davon auszugehen, dass der Standort nicht über 
den notwendigen Durchgangsverkehr verfügt und folglich nicht wirtschaftlich betrieben werden konnte. 
Zusätzlich gehen mit der Nutzung ein für ein Allgemeines Wohngebiet hoher Kundenverkehr und damit 
eine hohe Immissionsbelastung (auch nachts) einher. Folglich wird aus den genannten Gründen eine sol-
che Nutzung ausgeschlossen. 

 

Mit der Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet können die innerhalb des Plangebietes vorgesehenen 
Nutzungen erfasst und planungsrechtlich gesichert werden. 
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3.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind stets die Grundflächen-
zahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die Zahl der Vollgeschosse oder die 
Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere 
das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können (§ 16 Abs. 3 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO)).  

Zum Maß der baulichen Nutzung werden die Grundflächenzahl, die Geschossflächenzahl sowie die Zahl 
der maximal zulässigen Vollgeschosse festgesetzt. Hinzu kommen Festsetzungen zur Höhenentwicklung 
baulicher Anlagen innerhalb des Plangebietes. 

 

3.1.3 Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel m² Grundfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 
BauNVO zulässig sind. Der Bebauungsplan setzt in Anlehnung an die Obergrenzen für allgemeine Wohn-
gebiete gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO eine Grundflächenzahl von GRZ = 0,4 fest. Die Festsetzung ermög-
licht somit eine Bebauung, die in ihrer Dichte an das städtebauliche Umfeld anknüpft und zugleich eine 
der Lage des Plangebietes entsprechende bauliche Nutzung der Grundstücke ermöglicht. 

 

3.1.4 Geschossflächenzahl 

Die Geschossflächenzahl gibt an wie viel m² Geschossfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 
Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan setzt für das Allgemeine Wohnge-
biet eine Geschossflächenzahl von GFZ = 0,7 fest und bleibt insofern überwiegend hinter dem nach der 
Baunutzungsverordnung für Allgemeinde Wohngebiete (GFZ = 1,2) zulässigen zurück. 

Aufenthaltsräume in anderen als Vollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume 
und einschließlich ihrer Umfassungswände sind nicht auf die Geschossflächenzahl anzurechnen. 

Die Geschossflächenzahl innerhalb des Plangebiets wurde vor dem Hintergrund, dass eine Grundstücks-
teilung nach dem Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht (WEG) erfolgen soll, 
geprüft. Im Ergebnis wird eine GFZ = 0,7 deutlich unterschritten. Im Bebauungsplan wird insofern die 
festgesetzte GFZ auf GFZ = 0,7 reduziert.  

 

3.1.5 Zahl der Vollgeschosse 

Die Hessische Bauordnung (HBO) definiert den Vollgeschossbegriff zunächst wie folgt:  

Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 m über die 
Geländeoberfläche hinausragen, sonst sind sie Kellergeschosse. Hohlräume zwischen der obersten Decke 
und der Bedachung, in denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, sind keine Geschosse. Vollgeschosse 
sind oberirdische Geschosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenüber mindestens einer 
Außenwand des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss) und ein Geschoss mit min-
destens einer geneigten Dachfläche ist ein Vollgeschoss, wenn es diese Höhe über mehr als drei Viertel der 
Brutto-Grundfläche des darunter liegenden Geschosses hat. Die Höhe der Geschosse wird von Oberkante 
Rohfußboden bis Oberkante Rohfußboden der darüber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflächen bis 
Oberkante der Tragkonstruktion gemessen. Untergeordnete Aufbauten über Dach und untergeordnete Unter-
kellerungen zur Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen für die Gebäude sind keine Vollge-
schosse. Dachgeschosse sind Geschosse mit mindestens einer geneigten Dachfläche. 

Der Bebauungsplan begrenzt für seinen Geltungsbereich die maximale Zahl der Vollgeschosse auf ein 
Maß von Z = II. Innerhalb des Plangebietes ist somit künftig eine zweigeschossige Bebauung zuzüglich 
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Dach- und Kellergeschosse, die nicht die Vollgeschossdefinition der HBO erfüllen, planungsrechtlich zu-
lässig. Die Beschränkung der Geschosszahl auf maximal zwei Vollgeschosse entspricht der ortstypischen 
Baustruktur der angrenzenden Ortslage. Der Dachausbau oder der mögliche Aufbau eines Staffelge-
schosses wird dadurch nicht beeinträchtigt. 

 

3.1.6 Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Da die Hessische Bauordnung (HBO) nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist der Begriff des Vollgeschosses 
höhenmäßig zunächst unbegrenzt. Daher wird ergänzend eine Höhenbegrenzung aufgenommen, sodass 
die künftige Bebauung in ihrer Höhenentwicklung eindeutig bestimmt werden kann.  

Für das Allgemeine Wohngebiet wird eine maximale Gebäudehöhe (OKGeb.) bei geneigten Dächern von 
11,00 m und eine bei Flachdächern von max.10,00 m aufgenommen. Ergänzend wird die Traufhöhe be-
stimmt. Die Festsetzung der Traufhöhe bezieht sich auf das Hauptdach und nicht auf untergeordnete 
Dachaufbauten (z.B. Zwerchhäuser bis max. 50 % der Gesamtgebäudebreite). 

Der untere Bezugspunkt für die Ermittlung der im Bebauungsplan festgesetzten Gebäudeoberkanten 
bzw. Traufhöhen ist die Oberkante Erdgeschoss-Rohfußboden (OKEG, RFB.). Die jeweiligen Höhen sind in 
der Plankarte eingetragen. 

 

3.2 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Für das Allgemeine Wohngebiet wird eine offene Bauweise festgesetzt. Die Festsetzung der überbauba-
ren Grundstücksflächen erfolgt durch Baugrenzen, über die hinaus nicht gebaut werden darf. Ausnahme 
bilden Bauteile oder Gebäudeteile, die im Einzelnen nicht breiter als 5 m sind, diese dürfen die Bau-
grenze um max. 1,50 m überschreiten. Bei Konkurrenz von Grundflächenzahl und überbaubarer Grund-
flächenzahl gilt zudem die jeweils engere Festsetzung. 

 

3.3 Zulässige Haustypen 

Der Bebauungsplan setzt fest, dass im Allgemeinen Wohngebiet nur Einzel-, Doppelhäuser im WA 1 und 
Einzel- und Hausgruppen in WA 2 zulässig sind. Die Festsetzung trägt damit dem nachgewiesenen Be-
darf in der Gemeinde Buseck Rechnung. 

 

3.4 Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Im Bebauungsplan „Dörfelsweg/ Reiskirchener Straße“ sind fünf Grundstücke für Einzelhäuser darge-
stellt. Die Zahl der zulässigen Wohneinheiten (Wohnungen) wird im WA1 und WA 2 auf maximal zwei 
Wohneinheiten je Wohngebäude begrenzt. Insgesamt ist mit maximal 34 Wohneinheiten zu rechen. 

Mit der Festsetzung soll erreicht werden, dass die in diesem Bereich geplante Wohnbebauung hinsicht-
lich der Wohnform an die Struktur der umliegend anschließenden Bebauung angepasst ist. Sollten meh-
rere Grundstücke vereinigt, oder gemeinsam bebaut werden, gilt auch für das vereinigte Grundstück die 
o. g. Begrenzung der maximal zulässigen Wohneinheiten. 

 

3.5 Abstandsflächen 

Die Mindestabstände der HBO dürfen innerhalb des Baugebiets zwischen den benachbarten Giebelflä-
chen unterschritten werden. Der Abstand zwischen den Gebäuden in diesem Bereich darf jedoch das 
Maß von 6 m nicht unterschreiten. Diese Festsetzung hat keine negativen Auswirkungen auf die Schutz-
ziele des § 6 HBO Belichtung, Belüftung, Brandschutz und Nachbarfrieden. 
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3.6 Flächen für Nebenanlagen 

Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes wird die Errichtung von Garagen und Stellplätzen durch Fest-
setzungen näher bestimmt und festgesetzt, dass im Allgemeinen Wohngebiet Stellplätze, Carports und 
Garagen innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche – im Rahmen der landesrechtli-
chen Vorschriften - zulässig sind. Garagen sind dabei mit einem Mindestabstand von 3,00 m zur Straßen-
begrenzungslinie zulässig. 

 

3.7 Verkehrsflächen 

Der Bebauungsplan setzt zur Sicherung der Erschließung innerhalb des Plangebietes gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 11 BauGB Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, hier: Verkehrsberuhigter Bereich (Pri-
vat) mit abgestuften Querschnitten fest, welche die internen Planstraßen des Gebietes umfassen, ange-
messen dimensioniert sind und die Anbindung an das bestehende Straßennetz umfassen.  

Angemerkt sei, dass die Festsetzung eines „verkehrsberuhigten Bereichs“ im Bebauungsplan keine ver-
kehrsrechtliche Ausweisung bedingt. Ebenso ist zwischen der Gestaltung und der verkehrsrechtlichen 
Ausweisung zu unterscheiden. Die höhengleiche Ausbildung bedeutet noch nicht die Gleichrangigkeit al-
ler Verkehrsarten und damit die Mischnutzung nach StVO. Sie ist auch keine unabdingbare Vorausset-
zung für die Anordnung eines Verkehrsberuhigten Bereiches gemäß VwV-StVO. 

 

Die Details werden in dem zwischen der Gemeinde Buseck und dem Vorhabenträger zu schließenden 
Durchführungsvertrag (DuV) geregelt. 

 

3.8 Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Der Bebauungsplan setzt gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB eingriffsminimierend fest, dass oberirdische 
Pkw-Stellplätze sowie private Gehwege in wasserdurchlässiger Bauweise zu befestigen sind. Zudem be-
inhaltet der Bebauungsplan Festsetzungen zur Begrünung der Grundstücksflächen, extensive Dachbe-
grünung von Flachdächern unter 5° Neigung (außer genehmigungsfreier Gartenhütten), Gestaltung der 
Gärten (Ausschluss von Schottergärten und Geovlies) und insektenfreundlicher Beleuchtung. Mit den 
Festsetzungen soll aus städtebaulicher und naturschutzfachlicher Sicht künftig ein entsprechendes Maß 
an unversiegelter und begrünter Fläche im Plangebiet bauplanungsrechtlich gesichert werden. 

Vor diesem Hintergrund wurde in den Bebauungsplan im Bereich der südlichen Privatgrundstücke die An-
pflanzung eines einheimischen Laubbaums festgesetzt. 

 

3.9 Leitungsrechte 

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB werden im Bebauungsplan Flächen festgesetzt, die mit Leitungsrechten 
zu belasten sind. Betroffen hiervon ist eine Leitung DN 1000 parallel zur Reiskirchener Straße. Die Be-
günstigten (Versorgungsträger und Gemeinde Buseck) werden hinreichend genau bezeichnet.  

Die Festsetzung entsprechender Flächen im Bebauungsplan allein begründet diese Rechte jedoch noch 
nicht. Vielmehr bedarf es nachfolgend der grundbuchlichen Eintragung. Mit Rechtskraft des Bebauungs-
plans wird zunächst lediglich verhindert, dass die Flächen bebaut oder sonst dauerhaft so genutzt wer-
den, dass Wege- oder Leitungsrechte später nicht mehr umgesetzt werden können. Festsetzungen von 
Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte haben bodenrechtlichen Charakter; sie gelten zeitlich unbe-
schränkt. Die Festsetzungen wurden im Falle der Betroffenheit von privaten Grundstückseigentümern mit 
diesen abgestimmt. 
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4 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Alle baulichen Maßnahmen tragen in der Wahl ihrer Gestaltung grundsätzlich dazu bei, die baugeschicht-
liche Bedeutung, die erhaltenswerte Eigenart und somit auch die Identität der gewachsenen Siedlungs-
strukturen zu bewahren und zu stärken. Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO sind daher bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften in den Bebau-
ungsplan aufgenommen worden. Gegenstand sind die Dachgestaltung, die Gestaltung von Doppelhäu-
sern und Einfriedungen sowie die Ausführung von Pkw-Stellplätzen. 

 

4.1 Dachgestaltung und Dachaufbauten 

Die Gebäude innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs sollen sich in Maßstab und Ausführung soweit 
wie möglich in die vorhandene Umgebungsbebauung einfügen, während insbesondere auch innerhalb 
des Plangebiets ein gestalterisch einheitliches Erscheinungsbild der geplanten Bebauung angestrebt 
wird. Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen zur Dachgestaltung (Form, Neigung, Eindeckung). 
Die Festsetzungen sollen somit insgesamt zu einem ruhigen Erscheinungsbild der Dachlandschaft und 
mithin auch des Ortsbildes insgesamt beitragen. Das beinhaltet auch die Vorgabe, dass Doppelhäuser 
und Hausgruppen mit gleicher Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung auszuführen sind. 

 

4.2 Gestaltung von Doppelhäusern 

Als Dacheindeckung sind nicht spiegelnde oder reflektierende Materialien sowie dauerhafte Begrünungen 
zulässig. Anlagen zur aktiven Nutzung von Solarenergie sind zulässig. Bei Doppelhäusern sind die ein-
zelnen Häuser mit gleicher Firstrichtung, Firsthöhe, Dacheindeckung und Dachneigung einheitlich auszu-
führen. 

 

4.3 Abfall und Wertstoffbehälter 

Stellplätze für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind entweder in die jeweiligen Gebäude zu integ-
rieren oder durch Anpflanzungen mit Schnitthecken oder Laubsträuchern zu begrünen bzw. durch Pergo-
len gegen eine allgemeine Einsicht und Geruchsemissionen abgeschirmt werden. 

 

4.4 Einfriedungen 

Einfriedungen sind unter anderem zur Dokumentation von Grundstücksgrenzen und der Eigentumsver-
hältnisse erforderlich. Einfriedungen können allerdings auch unerwünschte Trennwirkungen begründen.  

Solche das Ortsbild beeinträchtigende Trennwirkungen sollen im Plangebiet ausgeschlossen werden. Der 
Bebauungsplan setzt daher fest, dass ausschließlich offene Einfriedungen in einer Höhe von max. 1,5 m 
zulässig sind. Mauer- und Betonsockel sind unzulässig, soweit es sich nicht um erforderliche Stützmau-
ern handelt. Ein Mindestbodenabstand von 0,15 m ist einzuhalten. Die Festsetzung gilt gleichermaßen für 
Einfriedungen in Richtung des öffentlichen Straßenraumes als auch für Einfriedungen an den privaten 
Grundstücksgrenzen. 

 

Mit der Zulassung von Sichtschutzanlagen bei Reihen- und Doppelhäusern im Bereich von Sitzbereichen 
wird darüber hinaus die Wahrung der Privatsphäre unterstützt und die Qualität der Wohngärten gestei-
gert. Festgesetzt wird, dass bei Doppelhäusern und Hausgruppen auf der gemeinsamen Grundstücks-
grenze ein seitlicher Sichtschutz in Holz oder Mauerwerk bis zu einer Höhe von 2,00 m und einer Länge 
von 4,00 m ab der gartenseitigen Gebäudekante zulässig ist. Die zulässige Höhe ist dabei auf die Höhe 
des Erdgeschoss-Fertigfußbodens zu beziehen. 
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4.5 Pkw-Stellplätze 

Der Bebauungsplan enthält eine Festsetzung zur wasserdurchlässigen Befestigung von Pkw-Stellplätzen. 
Mit der Festsetzung soll erreicht werden, dass der Versiegelungsgrad möglichst geringgehalten wird und 
die natürlichen Bodenfunktionen nicht über das erforderliche Maß hinausgehend beeinträchtigt werden. 
Grundsätzlich sind max. zwei Stellplätze im Bereich der Vorgärten der jeweiligen Baugrundstücke zuläs-
sig. 

 

4.6 Aufschüttungen/ Abgrabungen 

Aufschüttungen und Abgrabungen dürfen nur in solchem Maß vorgenommen werden, als diese für die 
Errichtung der baulichen Anlagen, zum Anlegen von Erdterrassen oder zur Herstellung des Geländeaus-
gleichs erforderlich sind. Der Bebauungsplan setzt in Ausführung des Beschlusses der Gemeindevertre-
tung vom 09.09.2021 fest, dass Aufschüttungen bis zu einer Höhe von 0,15 m über OK EG,RFB zulässig 
sind. (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO). 

 

Abb. 19: Exemplarische Systemschnitte zur Ermittlung der erforderlichen Geländeaufschüttung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Wengerter Massivhaus GmbH und Jünger + Logar Architektin und Diplom-Ingenieure 
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5 Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt durch zwei parallel in West-Ost-Richtung verlaufende Erschlie-
ßungsstraßen, welche als Mischflächen ausgebildet werden. Die nördliche Erschließungsstraße mündet 
im Westen in den Dörfelsweg und im Osten in die Reiskirchener Straße. Die Einmündungsradien der Er-
schließungsstraßen sind für die Zufahrt von Feuerwehrfahrzeugen ausgelegt, so dass eine Zufahrt für 
Feuerwehr und Rettungsdienst in das Plangebiet gewährleistet ist. Hierdurch ist auch die Andienung bzw. 
Durchfahrt von Müllfahrzeugen möglich. (vgl. auch die Ausführungen zu den Ziffern 1.4.3 und 2 dieser 
Begründung). 

 

 

6 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau, 
BGBl. I S.1359) am 20. Juli 2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Be-
gründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Um-
weltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet 
werden. Der Umweltbericht ist in die Abwägung einzustellen. Dieses Verfahren ist für alle Bauleitpläne 
anzuwenden, deren Verfahren nach Inkrafttreten des EAG Bau eingeleitet wurde. 

Eine Ausnahme stellen hierbei jedoch Bebauungspläne dar, die unter Anwendung des vereinfachten Ver-
fahrens gemäß § 13 BauGB bzw. des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a BauGB bzw. 13b BauGB 
aufgestellt werden. Im Rahmen der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes im beschleunigten 
Verfahren wird demnach von einer Umweltprüfung abgesehen, jedoch wird für den Bebauungsplan ein 
Umweltfachbeitrag erstellt. 

 

Parallel wurde die Erstellung eines artenschutzrechtlichen Fachbeitrages beauftragt. Der Umweltfach-
beitrag mit artenschutzrechtlicher Betrachtung liegt der Begründung als Anlage bei. Auf die dortigen Aus-
führungen wird entsprechend verwiesen. 

 

Nach Abstimmung mit der UNB wurde ein Vorkommen des Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläulings im 
Jahr 2021 untersucht und, da ein Vorkommen bestätigt wurde, entsprechende CEF-Maßnahmen erarbei-
tet, abgestimmt und zeitnah umgesetzt. Das Baugebiet wird in zwei Teilbaugebiete geteilt: Baufeld A und 
Baufeld B. Die Bereiche werden zeitversetzt entwickelt. Der Bereich des 2. Bauabschnitts umfasst das 
Baufeld B und kann nur unter der Bedingung entwickelt werden, wenn die o.g. Artenschutzrechtlichen 
Fragestellungen abschließend geregelt sind. 

 

Zur Sicherstellung wird eine aufschiebend bedingte Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen (§ 
9 Abs. 2 Nr. 2) – (TF, Ziffer A9) 

„In dem mit Baufeld B bezeichneten Bereich ist sowohl eine Erschließung als auch eine Bebauung 
erst zulässig, wenn alle artenschutzrechtlichen Belange, die sich durch die tierökologischen Untersu-
chungen in der Vegetationsperiode 2021 ergeben, in Abstimmung mit der zuständigen Fachbehörde 
geklärt sind. Sollten nach FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG) streng geschützte Arten gefunden 
werden, so sind CEF-Maßnahmen zu erarbeiten, abzustimmen und umzusetzen. Werden keine streng 
geschützten Arten nachgewiesen, ist eine Bebauung des Baufeldes B“ nach schriftlicher Zustimmung 
der Unteren Naturschutzbehörde zulässig. 

 

Der Formulierung hat die zuständige Untere Naturschutzbehörde mit Email vom 21.01.2021 zugestimmt. 



Gemeinde Buseck, Ortsteil Beuern, Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3.17 „Dörfelsweg / Reiskirchener Straße“ 27 

PlanES, 35392 Gießen – 03/2022 

Als Ersatzhabitat für den Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläuling ist vorlaufend zum Eingriff in Bauab-
schnitt B auf dem Flurstück 38 der Flur 16 sowie auf dem als Grünland genutzten Bereich des Flurstücks 
232 der Flur 1 der Gemarkung Beuern eine Fläche von 3.882 m² zu entwickeln.  

Die CEF-Maßnahme wurde mit der UNB, der Gemeinde und dem Vorhabenträger abgestimmt und unter 
C6, M1 in den Bebauungsplan aufgenommen sowie im zugehörigen Umweltfachbeitrag weitergehend be-
schrieben (vgl. Anlage zum UF „Konzept der CEF-Maßnahme M1 für den Dunklen Wiesenknopf-Ameisen-
bläuling 2022“) 

 

 

7 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-
chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 
einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich ver-
mieden werden. 

Mit der geplanten Zuordnung der Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung eines Allgemeinen 
Wohngebietes im Kontext der im näheren Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen kann dem genannten 
Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich entsprochen werden. Immissionsschutzrechtliche 
Konflikte sind insofern hier nicht zu erwarten. 

 

 

8 Klimaschutz 

Seit der BauGB-Novelle 2004 wurde die „Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz“ gesondert als 
Ziel der Bauleitplanung im Baugesetz aufgeführt. Gemeinden wurde grundsätzlich die Möglichkeit einge-
räumt, mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen, auch die Umsetzung von energiepolitischen 
und energiewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen. Nach der Neufassung von § 1 Abs. 5 BauGB 
sollen die Bauleitpläne nunmehr „Klimaschutz und Klimaanpassung insbesondere auch in der Stadtent-
wicklung“ fördern. Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde unter dem Aspekt des Klimaschutzes und des 
Einsatzes erneuerbarer Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung geändert und ergänzt. 
Beachtlich ist hierbei die vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 Satz 
2 und § 1a Abs. 5 BauGB), die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne (§§ 5 und 9 BauGB) und städ-
tebaulicher Verträge (§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen zur sparsamen und effizienten 
Nutzung von Energie (§ 248 BauGB). 

 

Erneuerbare Energien und Energieeinsparung 

Über die im Baugesetzbuch eröffneten Möglichkeiten (s.o.) kann auf die speziellen energiefachrechtli-
chen Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Ener-
gien verwiesen werden, die bei der Bauplanung und Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind.  

Nach § 3 Abs. 1 des Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetzes (EEWärmeG) wurden die Eigentümer von 
Gebäuden, die neu errichtet werden, etwa dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes 
durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Im Zuge der Energieeinsparverord-
nung (EnEV) war zudem sicherzustellen, dass bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäu-
den ein bestimmter Standard an Maßnahmen zur Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden 
eingehalten wird.  
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Das „Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Käl-
teerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG)“ wurde von Bundestag und Bundesrat verab-
schiedet und ist ab 1. November 2020 in Kraft getreten. Darin sind EnEV, EEWärmeG und EnEG in ei-
nem Werk zusammengeführt. 

 

Laut eines Antrags, den die Gemeindevertretung der Gemeinde Buseck in ihrer Sitzung am 2. Juli 2020 
beschlossen hat, wird die Errichtung von Photovoltaikanlagen verpflichtend in Bebauungspläne und Kauf-
verträge von Grundstücken aufgenommen. Die Verpflichtung gilt dabei für Photovoltaik- und/oder Solar-
thermieanlagen.  
In der Begründung wird auf das 2011 in Kraft getretene Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden sowie die Reduktion von CO2-Emissionen durch den Betrieb 
von PV-Anlagen hingewiesen.  
Die Größe der Anlagen kann je nach örtlicher Situation und jeweiliger Planung verifiziert werden. 
 

Im Bebauungsplan Nr. 3.17 „Dörfelsweg/Reiskirchener Straße“ wird in Ausführung des o.g. Beschlusses 
Folgendes festgesetzt: 

Bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung 
von Strom (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 

Je Wohngebäude bzw. -doppelhaushälfte ist auf mindestens 30% der Dachflächen eine Photovoltaik- 
und/oder Solarthermieanlage (auch anteilig zulässig) zu installieren. 

 

Darüber hinausgehend wird es für zulässig erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien 
sowie der Energieeinsparung keine weitergehenden Vorgaben in den Bebauungsplan aufzunehmen, son-
dern vielmehr auf die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer 
jeweils gültigen Fassung zu verweisen. 

 

 

9 Baugrund und Boden 

Das Plangebiet befindet sich in Ortsrandlage und schließt von drei Seiten an Wohnbebauung sowie im 
Süden an den Krebsbach an. Für die Fläche wird im BodenViewer Hessen des HLNUG3 keine Boden-
funktionsbewertung angezeigt. 

Laut Bodengutachten handelt es sich bis zu einer Tiefe von 0,1 m um Mutterboden, welcher anthropogen 
überformt ist. Darunter bis zu einer Tiefe von 1,2 m u. GOK befindet sich in seiner Konsistenz locker bis 
weicher auf Lösslehm (Bodenklasse 4) und Schluff bestehender Boden. Es folgt ein feinsandiger Ton, 
welcher locker bis mitteldicht in seiner Konsistenz ist. Ab einer Tiefe von 1,2 m befindet sich weicher bis 
steifer Hochflutton (feinsandiger Ton), welcher ebenfalls der Bodenklasse 4 entspricht. 

Auf dem Gelände befindet sich aktuell das ehemalige Sägewerk, welche zum Teil unterkellert sind. Bei 
der Begehung der Fläche zur Erstellung des Gutachtens im Februar 2020 standen die Keller unter Was-
ser. Hinsichtlich Überschwemmungsgebiets gibt es für den Krebsbach keine Eintragung, allerdings kann 
auf Grund der Begutachtungsergebnisse von einer jahreszeitlichen Überflutung ausgegangen werden. Im 
Schurf und auch im Keller stellte sich ein Wasserpegel bei ca. 1,05 m u. GOK ein. 

 
3 Quelle: www.bodenviewer.hessen.de, Datenzugriff 19.08.2019  
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Die geplanten Gebäude könne sowohl auf Einzel- oder Streifenfundamente, besser auf einer Fundament-
platte gegründet werden. Aufgrund des bindigen Charakters des Bodens ist jedoch eine Frostschürze 
vorzusehen, welche in die Bodenverfestigung eingebunden ist. 

Baugruben dürfen eine maximale Höhe von 1 m nicht überschreiten und müssen frei geböscht werden. 
Die anstehenden Böden sind witterungs- und frostempfindlich. Es müssen keine Vorhaltungen für eine 
Grundwasserhaltung getroffen werden. 

Eine Versickerung von Niederschlagswasser aus der Dachflächenentwässerung ist laut Gutachten nicht 
möglich. Weil kein ausreichender Abstand zwischen Rigolenunterkante und Grundwasseroberkante ein-
gehalten werden kann und die Durchlässigkeit des Bodens zu gering ist. Die Entwässerung der Fahr-
bahnoberflächen der Verkehrsflächen erfolgt über Abläufe und Rohrleitungen. 

 

 

10 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz  

Die folgenden Ausführungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss über die Berücksichti-
gung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens. Die Gliederung orientiert 
sich an der Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bauleitplanung 
(Juli 2014). 

 

10.1 Überschwemmungsgebiet / Überschwemmungsgefährdete Gebiete 

Gesetzliche und amtlich festgestellte Überschwemmungsgebiete, ausgewiesene Hochwasserrisikoge-
biete und überschwemmungsgefährdete Gebiete sowie Restriktionsbereiche von Hochwasserschutzein-
richtungen sind durch den Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht betroffen. (STN Untere Wasserbe-
hörde vom 20.08.2020). 

Für das Gewässer „Krebsbach“ war in den Arbeitskarten der Wasserwirtschaftsverwaltung mit Stand 
September 1997 ein Überschwemmungsgebiet erfasst und auch vorläufig sichergestellt.  

Eine amtliche Feststellung der Verordnung ist jedoch nicht erfolgt. 

 

Es ist seitens des Vorhabenträgers vorgesehen, das Gelände teilweise aufzuschütten. Zudem wird in den 
Bebauungsplan ein Hinweis auf die Lage in einem „Risikoüberschwemmungsgebiet“ und die bei der Bau-
ausführung zu berücksichtigenden Belange aufgenommen.  

 

10.2 Wasserversorgung / Grundwasserschutz 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser und Löschwasser erfolgt durch Anschluss an die be-
stehenden Netze und einen Ausbau der Leitungsinfrastruktur innerhalb des Plangebietes. 

 

10.2.1 Bedarfsermittlung 

Für die neu ausgewiesenen Baugrundstücke (sechs Einzelhäuser, acht Doppel- und drei Reihenhäuser) 
ergibt sich unter der Annahme von 34 Wohneinheiten (17 Gebäude mit maximal 2 Wohneinheiten) bei 
jeweils 3 Personen bei einem Verbrauch von 125 l/Person/Tag ein Wasserbedarf von insgesamt rd. 4.927 
m³/a.  
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10.2.2 Deckungsnachweis 

Im Bereich des Plangebiets kann von der Gemeinde Buseck eine Löschwassermenge von 48 m³/h bereit-
gestellt werden. Die Detailabstimmung erfolgt mit den zuständigen Behörden. Weitergehende Aussagen 
werden im Laufe des Planverfahrens ergänzt.  

 

10.2.3 Technische Anlagen 

Es wird zum gegenwärtigen Planstand angenommen, dass die vorhandenen technischen Anlagen zur 
Trinkwasserversorgung ausreichend sind. 

 

10.2.4 Schutz des Grundwassers 

Gemäß § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sind nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften 
zu vermeiden. Das Grundwasser darf demnach durch die im Rahmen der Bauleitplanung geplante Maß-
nahme qualitativ und quantitativ nicht beeinträchtigt werden. Zum gegenwärtigen Planstand gibt es kei-
nen Anhaltspunkt dafür, dass die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes das Grundwasser beein-
trächtigt. 

 

10.2.5 Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt weder innerhalb eines ausgewiesenen Trink-
wasserschutzgebietes noch eines Heilquellenschutzgebietes. 

 

10.2.6 Verminderung der Grundwasserneubildung 

Von Bedeutung im Hinblick auf die langfristige Trinkwassersicherung ist die mit der Versiegelung infolge 
der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate. Jede Inan-
spruchnahme von Bodenfläche für eine bauliche Nutzung begründet einen Eingriff in die natürlichen Bo-
denfunktionen, da insbesondere die Speicherfähigkeit sowie Filter- und Pufferfunktionen beeinträchtigt 
werden können. 

 

Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befesti-
genden Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung 
von Gehwegen, Garagenzufahrten, Hofflächen sowie von Pkw-Stellplätzen.  

 

Weiterführend kann auf die einschlägigen Bestimmungen der Hessischen Bauordnung (HBO), z.B. den 
im Folgenden zitierten § 8 Abs. 1 HBO verwiesen werden: 

Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind  

1. wasserdurchlässig zu belassen oder herzustellen und 

2. zu begrünen oder zu bepflanzen, 

soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Satz 1 findet keine Anwendung, 
soweit Bebauungspläne oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht überbauten Flächen treffen. 

 

10.2.7 Versickerung von Niederschlagswasser 

Die Versickerung von Niederschlag ist im Rahmen der Bauleitplanung zu prüfen. Die durchgeführte Bo-
denuntersuchung gelangt zu dem Ergebnis, dass eine Versickerung von Niederschlagswasser aus den 
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Dachflächen nicht möglich ist, da der Abstand zwischen Rigolenunterkante und Grundwasseroberkante 
nicht eingehalten werden kann und die Durchlässigkeit des Bodens zu gering ist. 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes gelten insgesamt die Bestimmungen des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Hessischen Wassergesetzes (HWG). Die Fundstellen wurden 
als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. Die zwischenzeitlich durchgeführte Entwässerungspla-
nung lässt folgende weitergehende Aussagen zu: 

 

Niederschlagswasserableitung 

Aufgrund der geringen Entwicklungshöhe des Projektgebiets, sowie des im Untergrund anstehenden 
Grundwassers ist die Rückhaltung des Niederschlagwassers durch Rückhaltekörper innerhalb der Stra-
ßenräume geplant. Die Entwässerung ist mit PVC-Rohren vorgesehen. Die Größe der Entwässerungslei-
tungen wurde dabei auf den hydraulisch erforderlichen Durchmesser bemessen. Das angesetzte Gefälle 
der Rohrleitungen beträgt 5 ‰. Durch die kleineren Leitungen kann speziell die Nutzung des Gewässer-
randstreifens reduziert werden. 

Die geplanten Rückhaltekörper befinden sich im Flurstück 37/1, Flur 16, in der Gemarkung Beuern in der 
Großgemeinde Buseck. Die Rückhaltung ist in zwei getrennten Bauabschnitten vorgesehen. Die Bauflä-
che A umfasst insgesamt ca. 3.624 m², Baufläche B etwa 1.890 m². 

Um einen späteren Anschluss an das Entwässerungssystem der Teilfläche A zu ermöglichen werden 
beide Rückhaltekörper an einen gemeinsamen Sammelschacht angeschlossen. Dieses wird bereits im 
Zuge der Baufläche A umgesetzt. 

Die Bemessung des Rückhaltevolumens und der Nachweis des Entwässerungssystems wurden gemäß 
DWA-Regelwerk Arbeitsblatt A 117 und A 118 durchgeführt. Da es sich bei dem Projektgebiet um ein 
Wohngebiet handelt, wurde die Bemessung mit einer 2-jährlichen Überschreitungshäufigkeit dimensio-
niert. Maßgebend für die Höhenentwicklung ist die gegebene Topografie bzw. die vorhandene Gelände-
höhe im Bereich der Ablaufleitung zum Krebsbach. 

 

Die PVC-Rohrleitung der Teilfläche A ist im Bereich der nördlichen Zuwegung mit DN 200 geplant. Das 
letzte Segment vor dem Anschluss an den Sammelschacht ist mit DN 300 vorgesehen. Das Sohlgefälle 
beträgt 5 ‰. 

Die PVC-Rohrleitung verläuft entlang der nördlichen Zuwegung von West nach Ost. Am östlichen Ende 
des Projektgebiets verlässt er den Straßenraum und verläuft innerhalb einer Grünfläche weiter entlang 
des Krebsbachs in Richtung Süden. Im Süden der Teilfläche A befindet sich der gemeinsame Sammel-
schacht. Dort schließt die Entwässerungsleitung an und gibt das Niederschlagswasser über eine Entwäs-
serungsleitung mit DN 400 in den Krebsbach ab. 

 

Die PVC-Rohrleitung der Teilfläche B ist mit DN 250 geplant. Das Sohlgefälle beträgt 5 ‰. 

Die PVC-Rohrleitung verläuft entlang der südlichen Zuwegung von West nach Ost. Am östlichen Ende 
des Projektgebiets verlässt er den Straßenraum und schließt an den gemeinsamen Sammelschacht an. 
Das Niederschlagswasser wird in den Krebsbach weitergeleitet.4 

 

 
4 vgl. Antrag auf Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlagswasser in das Gewässer Krebsbach, Ing.-Büro Zick-Hess-
ler, Wettenberg, Stand: Januar 2021/Juni 2021 
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10.2.8 Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden 

Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind im Rahmen der Bauleitplanung 
grundsätzlich die minimalen und maximalen Grundwasserflurabstände zu berücksichtigen. Nach dem ge-
otechnischen Gutachten zum Bebauungsplan ist von einem Grundwasserabstand von ca.: 1m unter GOK 
auszugehen. Für Tiefbaumaßnahmen werden möglicherweise bauzeitliche Wasserhaltungsmaßnahmen 
erforderlich. Entsprechende Maßnahmen sind frühzeitig mit dem FD Wasser- und Bodenschutz abzustim-
men. 

 

10.2.9 Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplans 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht im Einflussbereich eines Grundwasser-
bewirtschaftungsplanes. 

 

10.2.10 Bemessungsgrundwasserstände 

Der Gemeinde Buseck sind keine Bemessungsgrundwasserstände für den räumlichen Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes bekannt. Die Grundwasserstände liegen im Plangebiet gemessen bei ca. 1,0 m 
unter GOK. 

 

10.2.11 Barrierewirkung von Bauwerken im Grundwasser 

Durch die im Rahmen der Bauleitplanung geplanten Tiefbaumaßnahmen kann ein Aufstauen, Absenken 
und Umlenken von Grundwasser bewirkt werden. Zur Vermeidung bzw. Minimierung der Auswirkungen 
auf das Grundwasser ist eine Aufschüttung geplant. Die Detailabstimmung erfolgt mit den zuständigen 
Behörden. 

 

10.2.12 Einbringen von Stoffen in das Grundwasser 

Da sich die Maßnahmen und Baumaterialien auf die Verlegung von Leitungen und das Einbringen von 
Kellern (optional) beschränken wird davon ausgegangen, dass sich diese Baustoffe nicht nachhaltig auf 
die Grundwasserbeschaffenheit auswirken werden. 

 

10.3 Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

10.3.1 Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine Gewässer oder 
Gewässerrandstreifen. Südlich auf dem Flst. 180 liegt eine verrohrte Grabenparzelle. Laut den Onlineda-
ten des WRRL-Viewers ist der Graben nicht als Gewässer definiert. Die Schmutzwassereinleitung erfolgt 
in das bestehende Mischwassernetz der Gemeinde, nicht in den Graben. Eine mögliche Einleitung in den 
östlich angrenzenden Krebsbach findet ausschließlich nur dann statt, wenn sich bei einem Regenereignis 
ein Rückstau im Mischwassernetz bildet und es an der Regenentlastungsanlage im Flurstück 29 zu einer 
Entlastung in den Krebsbach kommt. Hier ist ggf. eine Überrechnung der vorhandenen Schmutzfrachtsi-
mulation zu erstellen, in der die neuen Abschlagsmengen und -häufigkeiten des betreffenden Bauwerks 
überprüft werden. Es ist aber auch durchaus möglich, dass die neuen Flächen bereits in einer „Prognose 
Variante“ mit berücksichtigt wurden in der die neuen Abschlagsmengen und -häufigkeiten des betreffen-
den Bauwerks überprüft wer-den. Da nur häusliches Schmutzwasser in den Mischwasserkanal eingeleitet 
wird ist die zusätzliche Abschlagsmenge als sehr gering einzuschätzen 
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Der Krebsbach, ein Gewässer III. Ordnung, mit der Gewässerkennzahl DE: 258386, hat lt. WRRL ein ei-
genes Einzugsgebiet von 23,751 km². Der Krebsbach entspringt südwestlich von Geilshausen, nordwest-
lich von Reinhardshain. Er gehört zum Flusssystem Rhein und hat seinen Abfluss über Wieseck, Lahn 
und Rhein in die Nordsee. 

Die ökologische Gütekarte von Hessen (HLUG, 2010) weist für den Krebsbach im Bereich der Einleit-
stelle die Güteklasse II (gut) aus. 

 

Der erforderliche Gewässerrandabstand wird eingehalten. Überbaubare Grundstücksflächen werden in-
nerhalb der Abstände keine festgesetzt.  

 

10.3.2 Darstellung oberirdischer Gewässer und Entwässerungsgräben 

s.o. 

 

10.3.3 Sicherung der Gewässer und der Gewässerrandstreifen 

Im Aufstellungsverfahren wurden die Böschungsoberkanten ergänzend aufgemessen und in die Plan-
karte zum Bebauungsplan eingetragen. Gleiches gilt auch für die auf dem Grundstück der ehemaligen 
Schreinerei – außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans – und parallel zum 
Krebsbach stehende Mauer. Als Grundlage der Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde wurde da-
von ausgegangen, dass der nördliche Planungsbereich (Standort ehemaliges Sägewerk) bauplanungs-
rechtlich dem Innenbereich (Breite Gewässerrandstreifen 5 m) und der südliche Planungsbereich dem 
Außenbereich (Breite Gewässerrandstreifen 10 m) zuzuordnen ist.  

Dem Verbot zur Ausweisung neuer Baugebiete im gesetzlichen Gewässerrandstreifen wäre nach derzei-
tigem Sach- und Kenntnisstand Rechnung getragen. 

 

Maßgebend für den Beginn des Gewässerrandstreifens ist – sofern in der Örtlichkeit eindeutig erkennbar 
– der tatsächliche Verlauf der Böschungsoberkante des Gewässers. Für den Bereich des ehemaligen Sä-
gewerkes wäre der Beginn des gesetzlichen Gewässerrandstreifens durch die Oberkante des bestehenden 
Ufermauer – zunächst von einem wasserrechtlich legalen Bestand ausgehend – definiert. Unter Berück-
sichtigung der örtlichen Verhältnisse kann ggf. eine „fiktive Böschungsoberkante“ in Betracht kommen, die 
am natürlichen Verlauf der Böschungsoberkante auszurichten wäre. 

Für konkrete Einzelvorhaben zur Errichtung oder wesentlichen Änderung baulicher Anlagen im Gewäs-
serrandstreifen finden grundsätzlich die Verbotsregelungen nach § 38 Wasserhaushaltsgesetz i.V.m. § 
23 Hessisches Wassergesetz Anwendung. D.h. Verbot für die Errichtung oder wesentliche Änderung von 
Anlagen die nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind. In begründeten Einzelfäl-
len können ggf. auch sonstige Anlagen zulässig sein, wenn die Einhaltung der bestehenden Verbote un-
ter Berücksichtigung der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse (z.B. bereits bestehende oder zulässige Nut-
zungen) zu einer unbilligen Härte führen würde. (vgl. STN UWB vom 07.01.2021) 

 

Die erforderlichen Gewässerrandabstände haben in den VEP sowie in den Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Eingang gefunden. 
 

Für den hiermit vorliegenden Bebauungsplan bedarf es keiner Kompensation, so dass hierfür auch keine 
Maßnahmen am Gewässer erforderlich sind.  
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10.3.4 Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer 

s.o. 

 

10.4 Abwasserbeseitigung 

10.4.1 Gesicherte Erschließung 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden der sachgerechte Umgang mit Abwasser und die Be-
lange des Umweltschutzes berücksichtigt (§ 1 Abs. 6 BauGB). Auf die entsprechenden Ausführungen in 
dieser Begründung sowie im Umweltfachbeitrag wird verwiesen. Darüber hinaus wird parallel zum Auf-
stellungsverfahren eine Ver- und Entsorgungsplanung durchgeführt und mit den zuständigen Behörden 
abgestimmt, so dass davon ausgegangen werden muss, dass die hier angesprochenen Belange in mehr 
als ausreichendem Maße Berücksichtigung finden. Details werden im Durchführungsvertrag geregelt. 

 

10.4.2 Anforderung an die Abwasserbeseitigung 

Eine geordnete Abwasserbeseitigung ist in der Regel dann gegeben, wenn 

- der Anschluss an ein zentrales Kanalisationsnetz möglich ist und das anfallende Abwasser in ei-
ner öffentlichen Kläranlage gereinigt werden kann 

- Die Abwasseranlagen den jeweils maßgeblichen Regeln der Technik entsprechen 

- Beim Einleiten des Abwassers in ein Gewässer ist die Menge und Schädlichkeit des Abwassers 
so gering wie möglich zu halten, wie es nach dem Stand der Technik möglich ist und 

- In neuen Baugebieten Niederschlagswasser ortsnah versickert oder im Trennsystem/ Mischsys-
tem abgeleitet wird 

Der vorliegende Bebauungsplan berücksichtigt die vorgenannten Kriterien wie folgt:  

10.4.2.1 Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen 
Es wird für das hier vorliegende Bauleitplanverfahren davon ausgegangen, dass das Plangebiet an die 
vorhandenen Kanäle angeschlossen werden kann. 

Der Ortsteil Beuern gehört zum Einzugsgebiet der Kläranlage Gießen und entwässert überwiegend im 
Mischsystem. Lediglich das Wohngebiet „An der Hohl“ ist im Trennsystem erschlossen. Das anfallende 
Mischwasser wird über die vorhandenen Hauptsammler zur Kläranlage Gießen abgeleitet bzw. im Süden 
von Beuern über die RE-Anlagen B70 und B874 in den Krebsbach abgeschlagen. Dieser leitet das Was-
ser im weiteren Verlauf schließlich in die Wieseck ein. 

Das gepl. Wohngebiet gehört zum Einzugsgebiet des Krebsbachs. 

Entlang der Projektgebietsgrenze des gepl. Wohngebiets befindet sich ein Mischwasserkanal, der das 
Mischwasser in Richtung der Regenentlastungsanlage B874 ableitet. 

 

10.4.2.2 Reduzieren der Abwassermenge 
Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden 
Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von Geh-
wegen, Garagenzufahrten, Hofflächen sowie von Pkw-Stellplätzen. 

 

10.4.2.3 Versickerung des Niederschlagswassers 
Im Zusammenhang mit der Abwasserentsorgung kann auf die in § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgeset-
zes (WHG) enthaltene bundesrechtliche Regelung verwiesen werden: 
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§ 55 Abs. 2 WHG: Grundsätze der Abwasserbeseitigung 

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermi-
schung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Das Hessische Wassergesetz (HWG) wurde zudem bereits an Inhalt und Systematik des im Jahr 2010 
geänderten Wasserhaushaltsgesetzes angepasst und am 14.12.2010 vom Landtag beschlossen, sodass 
nach der erfolgten Anpassung des Landesrechts nachfolgend auch die maßgebliche Vorschrift des HWG 
aufgeführt werden soll: 

§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasserbeseitigung 

Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, 
wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.  

Sowohl § 55 Abs. 2 WHG als auch § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG stellen zunächst unmittelbar geltendes Recht 
dar, wobei der Begriff „soll“ dahingehend verstanden wird, dass nur bei nachweislich zu erwartenden 
Schwierigkeiten, d.h. bei atypischen Sonderfällen, von dem Vollzug Abstand genommen werden darf. 

Die Versickerung von Niederschlag ist im Rahmen der Bauleitplanung zu prüfen. Die durchgeführte Bo-
denuntersuchung gelangt zu dem Ergebnis, dass eine Versickerung von Niederschlagswasser aus den 
Dachflächen nicht möglich ist, da der Abstand zwischen Rigolenunterkante und Grundwasseroberkante 
nicht eingehalten werden kann und die Durchlässigkeit des Bodens zu gering ist. 

Zur geplanten Verwertung des anfallenden Niederschlagswassers vgl. auch die Ausführungen unter Ziffer 
10.2.7 dieser Begründung. 

10.4.2.4 Entwässerung  
Die Erschließung erfolgt im Trennsystem. Der Schmutzwasserkanal soll an den vorhandenen Mischwas-
serkanal im Süden angeschlossen werden und wird somit zur Kläranlage Gießen abgeleitet. 

Die Ableitung des Niederschlagwassers ist über eine Rückhaltung innerhalb der Verkehrsflächen des 
Baugebiets geplant.  

Aufgrund der getrennten Umsetzung der Bauflächen A und B soll die Rückhaltung durch zwei getrennte 
Rückhaltekörper (RAUSIKKO Boxen) erfolgen. Die Rückhaltekörper dienen zur Pufferung der Abflussspit-
zen und führen das Niederschlagswasser über den Sammelschacht gedrosselt in den Krebsbach ein.  

Für die Einleitung von Niederschlagswasser aus dem Trennsystem der Baugebietserschließung „Dörfels-
weg / Reiskirchener Straße“ in der Gemarkung Beuern in das Gewässer „Krebsbach“ ist eine Erlaubnis 
nach § 8, Absatz 1 und § 13 des Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit §§ 10-12 des Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) und § 9, Absatz 2 des Hessischen Wassergesetz (HWG) erforderlich. 

Der Antrag auf Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlagswasser in das Gewässer Krebsbach wurde be-
reits erstellt und mit den zuständigen Behörden vorabgestimmt. 5 

 

Laut Bodengutachten ist eine Rigolenversickerung der Dachflächenentwässerung aufgrund der Grund-
wasseroberkante und der geringen Wasserdurchlässigkeit des Bodens nicht möglich. 

 
5 Antrag auf Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlagswasser in das Gewässer Krebsbach, Ing.-Büro Zick-Hessler, 
Wettenberg, Stand: Januar 2021 
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10.4.2.5 Kosten und Zeitplan 
Ziel des Vorhabenträgers ist ein Beginn der Erschließungsmaßnahmen im Frühjahr 2022. 

 

10.5 Abflussregelung 

10.5.1 Vorflutverhältnisse 

Zum gegenwärtigen Planzeitpunkt wird davon ausgegangen, dass durch die geplanten Maßnahmen im 
Gebiet nicht mit einer erhöhten Abflussmenge zu rechnen ist. (vgl. Ausführungen zu Ziffer 10.4.2.4) 

 

10.5.2 Dezentraler Hochwasserschutz 

Im Baugebiet werden alle technisch möglichen Maßnahmen (z.B. Trennsystem, Staukanal, Beschrän-
kung der zulässigen Versiegelung) getroffen, um zu einer Verbesserung des Hochwasserschutzes beizu-
tragen. 

 

10.5.3 Erforderliche Hochwasserschutzmaßnahmen 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht im festgestellten Überschwemmungsge-
biet-biet oder im festgestellten überschwemmungsgefährdeten Gebiet (Risiko-Überschwemmungsgebiet), 
welcher bei Überschreitung des Bemessungshochwassers überschwemmt wird oder bei Versagen von 
Deichen oder vergleichbaren öffentlichen Hochwasserschutzeinrichtungen überschwemmt werden kann. 

Gleichwohl war das Gewässer „Krebsbach“ in den Arbeitskarten der Wasserwirtschaftsverwaltung mit 
Stand September 1997 ein Überschwemmungsgebiet erfasst und auch vorläufig sichergestellt. Eine amt-
liche Feststellung durch Verordnung ist jedoch nicht erfolgt. 

 

Um den zukünftigen Bauherrn und Bewohnern frühzeitig einen Hinweis auf eine möglicherweise auftre-
tende Hochwassersituation zu geben wird in den Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis aufgenom-
men. 

In diesen Gebieten sind bei Sanierung und Neubau von Objekten Vorkehrungen zu treffen und, soweit 
erforderlich, bautechnische Maßnahmen vorzunehmen, um dem Eintrag von wassergefährdenden Stof-
fen bei Überschwemmungen entsprechend dem Stand der Technik zu verringern (z.B. die hochwassersi-
chere Heizöllagerung). Grundsätzlich empfiehlt es sich auch, weitere elementare Vorsorgemaßnahmen 
beim Bau, bei der Erweiterung und der Sanierung zu treffen, um das Schadensausmaß bei Überschwem-
mungen möglichst gering zu halten. 

 

Es ist seitens des Vorhabenträgers vorgesehen, das Gelände aufzuschütten Zudem plant die Gemeinde 
Buseck gegenwärtig die Anlage von Regenrückhalteeinrichtungen, die die Situation hier zudem entschär-
fen werden. 

Weitergehende Maßnahmen zum Hochwasserschutz sind im Rahmen der hiermit vorliegenden Bauleit-
planung nicht erforderlich.  

 

10.5.4 Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen 

Das Offenhalten der Böden ist eine wesentliche Voraussetzung für einen wirksamen Grundwasser- und 
Bodenschutz. Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen, um die Bodenversiegelung auf das notwendige 
Maß zu begrenzen (§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB): Festsetzung zur Verwendung von wasserdurchlässigen 
Belägen bei der Gestaltung von zu befestigenden Flächen (Stellplätze, Garagenzufahrten und Hofflä-
chen). 
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11 Altablagerungen und Altlasten 

Altablagerungen oder Altlasten sind weder der Gemeinde Buseck noch dem Vorhabenträger bekannt und 
wurden auch durch das Bodengutachten nicht bestätigt. 

 

Auf Anregung der Abteilung Nachsorgender Bodenschutz des Regierungspräsidiums Gießen (STN vom 
03.09.2020) wurde eine historische Nutzungsrecherche über das Grundstück Flur 16 Flurstück 37/1er-
stellt (Geotec, 63283 Neu-Isenburg vom 12.12.2020).  

 

Im Ergebnis führt der Gutachter aus:  

Vorbemerkung: Das Grundstück Dörfelsweg / Reiskirchener Straße, in 35418 Buseck Beuren Flur 16 
Flurstück 37/1 soll als Wohngebiet genutzt werden. Auf dem knapp großen Gelände sind 18 Wohnein-
heiten geplant. 

Da auf dem Gelände ein Sägewerk betrieben wurde, soll eine beprobungslose Nutzungsrecherche 
darüber Aufschluss geben, ob die im Bundesbodenschutzgesetz geregelten Schadstoffgehalte einge-
halten werden oder ob mit darüber hinausgehenden Kontaminationen zu rechnen ist.  

 

Hessische Altflächendatei, Grundbuchamt, Gewerberegister, Zeitzeugen 

Ergebnisse: In der hessischen Altflächendatei wurde das Gelände bisher nicht geführt. 

Die Grundbuchakte bestätigt, dass sich das Grundstück seit Anfang des 20. Jahrhunderts durchgän-
gig im Besitz der Familie xxx befand. Das Gewerberegister reicht bis zu xxxx, der am 28.08.1906 eine 
Gewerbeanmeldung als Zimmermann mit Holzlieferung einreichte. Dieses wurde bis zum 01.01.1936 
betrieben. 

Sein Sohn, xxx I. Meldete am 01.04.1936 ein Zimmereigeschäft mit Sägewerk an. Am 31.12.1968 er-
folgte die Abmeldung und gleichzeitig die Anmeldung durch xxx als 3. Generation. Eine Gewerbeab-
meldung liegt nicht vor.  

Das Sägewerk wurde ab 01.04.1996 bis zum 09.06.2006 durch die Firma KBK Holzbau GmbH weiter-
betrieben. 

 

Seit 2006 ist kein weiterer Gewerbebetrieb dort ansässig gewesen. 

 

Zeitzeugenbefragung: Das Sägewerk ist 1937 oder 1938 abgebrannt wurde aber bereits im Frühjahr 
1939 wiedererrichtet und weiterbetrieben. Herr xxxx war ab der zweiten Hälfte des Jahres 1975 fest in 
Gießen angestellt und betrieb das Sägewerk nur noch sporadisch nebenbei. Das Sägewerk wurde 
mittels einer Dampfmaschine betrieben. Die Dampfmaschine wurde mit Abfallholz geheizt. 

Während der gesamten Betriebszeit von 1906 bis 1996 wurde das Sägewerk nur zum Sägen von 
Frischholz genutzt. Es wurde keinerlei Konservierung oder Brandhemmer verwendet. Die Hölzer wur-
den weder lackiert noch lasiert, es wurde lediglich Bauholz geschnitten. 

 

Aus der Nutzung des Geländes als Sägewerk lässt sich keine Gefährdung der Schutzgüter Boden 
oder Wasser ableiten. Es wird daher auch nicht mit Kontaminationen auf dem Gelände des Säge-
werks oder dem umliegenden Bereich (Schuppen, Wege und Weideland) gerechnet. 
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12 Denkmalschutz 

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 
Fundgegenstände, z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden können. Diese sind nach § 
21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten 
und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG). 

 

 

13 Leitungsinfrastruktur und Hinweise aus dem Bauleitplanverfahren 

Der FD Wasser- und Bodenschutz des KA des Landkreises Gießen weist in der Stellungnahme vom 
20.08.2020 darauf hin, dass der Geltungsbereich sich innerhalb eines hydrogeologisch ungünstigen Ge-
bietes befindet (relevant für die Beurteilung von Erdwärmenutzung).  

Die einschlägigen bodenschutzrechtlichen Vorschriften – insbesondere im Hinblick auf ggf. beabsichtigte 
Geländeerhöhungen – sind bei der weitergehenden Planung und Umsetzung zu beachten. 

Nach dem geotechnischen Gutachten zum Bebauungsplan ist von einem Grundwasserstand ca.: 1m un-
ter GOK auszugehen. Für Tiefbaumaßnahmen (Gründung, entwässerungstechnische Erschließung) wer-
den möglicherweise bauzeitige Wasserhaltungsmaßnahmen (Grundwasserabsenkung, Tagwasserhal-
tung) erforderlich.  

Entsprechende Maßnahmen im Hinblick auf die zu beachtenden wasserwirtschaftlichen und wasserrecht-
lichen Anforderungen frühzeitig mit dem Fachdienst Wasser- und Bodenschutz abzustimmen. 

 

Mittelhessen Netz (MIT.N) weist in der Stellungnahme vom 10.08.2021 darauf hin, dass gegen den Ent-
wurf des Bebauungsplans keine grundsätzlichen Einwände bestehen. In Teilbereichen werden unterir-
disch verlegte Stromversorgungsleitungen betrieben. Bestandsauskunft erhält man unter www.stadt-
werke-giessen.de. Sollten die vorhandenen Leitungen eine Veränderung in ihrer Lage erfahren, ist die 
Folgekostenregelung vor Festschreibung einvernehmlich zu klären.  

Bei der Trassenplanung für Ver- und Entsorgungsleitungen ist nach DIN 1998 zu verfahren. Für eventuell 
vorgesehene Baumpflanzungen wird darum gebeten, entsprechend dem „Merkblatt über Baumstandorte 
und unterirdische Ver- und Entsorgungsleitungen zu verfahren.  

 

Die Abteilung Kommunales Abwasser, Gewässergüte des Regierungspräsidiums Gießen weist in der 
Stellungnahme vom 03.09.2020 darauf hin, dass durch das Dämpfungsbecken der Regenentlastungsan-
lage B874 (Mischsystem) auf den Flurstücken 27/1, 182 und 26 (Flur 16, Gemarkungsnummer 1200) bei 
ungünstiger Witterung eine gewisse Geruchsbildung nicht ausgeschlossen werden kann. 

 

Die Bergaufsicht des Regierungspräsidiums Gießen weist in der Stellungnahme vom 03.09.2020 auf 
folgendes hin: Bei Baumaßnahmen ist auf Spuren ehemaligen Bergbaus zu achten; ggf. sind entspre-
chende Sicherungsmaßnahmen zu treffen.  

Der Geltungsbereich liegt im Gebiet von drei erloschenen Bergwerksfeldern, in denen Bergbau betrieben 
und das Rohstoffvorkommen nachgewiesen wurde. Nach den hier vorhandenen Unterlagen wurde der 
Bergbau außerhalb des Geltungsbereichs betrieben. Informationen über Art und örtliche Lage der Fund-
nachweise liegen der Behörde nicht vor. 

 

http://www.stadtwerke-giessen.de/
http://www.stadtwerke-giessen.de/
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Der Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen hat in der Stellungnahme vom 14.07.2020 mitgeteilt, 
dass dem Kampfmittelräumdienst aussagefähige Luftbilder vorliegen. Eine Auswertung dieser Bilder hat 
keinen Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch 
sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine sys-
tematische Flächenabsuche nicht erforderlich. 

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdäch-
tiger Gegenstand gefunden werden sollte, wird darum gebeten, den Kampfmittelräumdienst unverzüglich 
zu verständigen. 

 

 

14 Bodenordnung 

Ein Verfahren zur Bodenordnung i.S.d. §§ 45 ff. BauGB ist nicht erforderlich. Die Flächen sind im Eigen-
tum des Vorhabenträgers und der Gemeinde Buseck. Alle Flächen im Plangebiet sind verfügbar. Ein ent-
sprechender Optionsvertrag wurde abgeschlossen. 

 

 

15 Kosten 

Der Gemeinde Buseck entstehen durch die Aufstellung des Bebauungsplanes keine Kosten. 

 

 

16 Erschließung, Durchführungsvertrag 

Zwischen der Gemeinde Buseck und dem Vorhabenträger wird mit Zustimmung der Gemeindevertretung 
ein Durchführungsvertrag gemäß § 12 BauGB abgeschlossen, der unter anderem Regelungen zur Art der 
baulichen Nutzung sowie zu der Gestaltung und Ausführung der Bauvorhaben einschließlich der zugehö-
rigen Erschließung, der Herstellung der nach Stellplatzsatzung erforderlichen Stellplätze, Vorgaben zum 
Schutz der Umwelt wie z.B. die Versickerung von Niederschlagswasser, Dachbegrünung, Beleuchtung 
sowie Art und Umfang der Bepflanzung beinhaltet. Ferner werden u.a. konkrete Festlegungen zur Quali-
tät und Beschaffenheit der Erschließung, dem Versetzen der Ortseingangstafel, der aufschiebend Be-
dingten Festsetzung zu den Bauflächen A und B vereinbart. 

 

Zudem verpflichten sich Vorhabenträger und Eigentümer im Durchführungsvertrag zur Durchführung des 
Vorhabens innerhalb einer bestimmten Frist sowie zum Tragen der Planungs- und Erschließungskosten.  

 

 

17 Verzeichnis der Gutachten  

Im Rahmen des Bebauungsplans wurden folgende Einzelgutachten erarbeitet: 

- Bodengutachten, Geotec, Neu-Isenburg (03.2020) 

- Umweltfachbeitrag mit artenschutzrechtlicher Betrachtung, Ingenieurbüro für Umweltplanung Dr. 
Jochen Karl, seit 01/2021 Dr. Theresa Rühl (01.2021, fortgeschrieben 08.2021 und 03.2022) 

- Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) 

- Historische Nutzungsrecherche Geotec, Neu-Isenburg (12.2020) (zur Vervollständigung des Ab-
wägungsmaterials) 
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- Antrag auf Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlagswasser in das Gewässer Krebsbach, Ing. 
Büro Zick-Hessler, Wettenberg, Januar 2021, fortgeschrieben Juni 2021 (zur Vervollständigung 
des Abwägungsmaterials) 

- Abwasserableitung der Gemeinde Buseck, Baugebiet Dörfelsweg 3 in Beuern, Variantenver-
gleich der Entwässerung, Erläuterungsbericht, Zick-Hessler Ingenieure, Wettenberg, Mai 2021 

 

 

18 Verfahrensstand 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB: 17.12.2019, Bekanntmachung: 10.07.2020 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13b BauGB: 20.07.2020 – 28.08.2020 
(einschließlich), Bekanntmachung: 10.07.2020 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 
13b BauGB: Anschreiben: 16.07.2020, Frist: 28.08.2020 (einschließlich) 

Erneuter Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB: 09.09.2021, Bekanntmachung: 05.11.2021 

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13b BauGB: 15.11.2021 – 
17.12.2021 (einschließlich), Bekanntmachung: 05.11.2021 

Erneute Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
i.V.m. § 13b BauGB: Anschreiben: 08.11.2021, Frist: 17.12.2021 (einschließlich) 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB: __.__.____ 

 

Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgt in den Busecker Nachrichten. 
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